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Maßstab 1 : 1.000
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Verfahrensvermerke:

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB wurde durch die Stadt-

verordnetenversammlung gefasst am  ___.___.______

Der Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB wurde ortsüblich

bekanntgemacht am  ___.___.______

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB wurde ortsüblich be-

kanntgemacht am  ___.___.______

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB erfolgte in der Zeit vom  ___.___.______

bis einschließlich  ___.___.______

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB wurde ortsüblich be-

kanntgemacht am  ___.___.______

Die Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB erfolgte in der Zeit vom  ___.___.______

bis einschließlich  ___.___.______

Der Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB sowie § 5 HGO i.V.m.

§ 9 Abs. 4 BauGB, § 91 HBO und § 37 Abs. 4 HWG, erfolgte durch die

Stadtverordnetenversammlung am  ___.___.______

Die Bekanntmachungen erfolgten im _________________________________.

Ausfertigungsvermerk:

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit den hierzu 
ergangenen Beschlüssen der Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass 
die für  die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten 
worden sind.

Staufenberg, den ___.___._____

____________

Bürgermeister

Rechtskraftvermerk:

Der Bebauungsplan ist durch ortsübliche Bekanntmachung gem. § 10 Abs. 3 BauGB in

Kraft getreten am:   ___.___.______

Staufenberg, den ___.___.______

____________

Bürgermeister

Stadt Staufenberg, Stadtteil Mainzlar

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Wohn- und

Datengrundlage: Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem (ALKIS)
der Hessischen Verwaltung für Bodenmanagement und Geoinformation.
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Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22.06.2026 (BGBl. 2026 I Nr. 192),

Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.d.F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176),

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) i.d.F. der Bekanntmachung vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12.08.2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189),

Hessische Bauordnung (HBO) vom 28.05.2018 (GVBI. I S. 198), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 09.10.2025 (GVBl. 2025 Nr. 66,

Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14.12.2010 (GVBI. I S. 548), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 28.06.2023 (GVBl. S. 473, 475),

Hessische Gemeindeordnung (HGO) i.d.F. vom 07.03.2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 16.02.2023 (GVBl. S. 90, 93).
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37 vorhandene Gebäude

1 Textliche Festsetzungen (BauGB, BauNVO)

1.1 Aufhebung der bisherigen Festsetzungen (§1 Abs. 8 BauGB)

Für den räumlichen Geltungsbereich gilt:

Die zeichnerischen und textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr.36 „Untergasse“ (1991) werden im Geltungsbereich des 
vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Wohn- und Gewerbecampus Alte Schreinerei Mainzlar“ gemäß § 1 Abs.8 BauGB 
aufgehoben und ersetzt.

1.2 Art der baulichen Nutzung, Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr.2 BauGB)

1.2.1 In den Baufenstern mit der lfd. Nr.1 sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr.2 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO Wohngebäude (Einzel- und 
Doppelhäuser) zulässig.

1.2.2 In den Baufenstern mit der lfd. Nr.2 und 3 sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 und Nr.2 BauGB i.V.m. § 4 BauNVO Wohngebäude (Doppel- und 
Mehrfamilienhäuser) zulässig.

1.2.3 In den Baufenstern mit der lfd. Nr. 4 sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 Abs.2 BauNVO Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, 
Lagerplätze, öffentliche Betriebe, Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude und Anlagen für sportliche Zwecke zulässig. Gemäß                 
§ 1 Abs.5 BauNVO sind Tankstellen nicht zulässig.

1.2.4 In den Baufenstern mit der lfd. Nr. 4 sind die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Anlagen für kulturelle, 
gesundheitliche und soziale Zwecke gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO allgemein zulässig.

1.2.5 In den Baufenstern mit der lfd. Nr. 4 sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 6 BauNVO in Anlehnung an                                        
§ 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO Vergnügungsstätten von der Zulässigkeit ausgeschlossen.

1.2.6 In den Baufenstern mit der lfd. Nr. 4 sind gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO alle Arten von Einrichtungen und 
Betrieben, die auf Darbietungen oder Handlungen mit sexuellem Charakter ausgerichtet sind, unzulässig.

1.2.7 Im Gewerbegebiet mit der lfd. Nr. 4 gilt: In dem Gebiet sind Einzelhandelsbetriebe, sowie Verkaufsstellen von Gewerbebetrieben, die sich 
ganz oder teilweise an Endverbraucher wenden, nicht zugelassen. Ausnahmsweise zulässig sind nur solche Einzelhandelsbetriebe, die in 
unmittelbarem räumlichem und betrieblichem Zusammenhang mit produzierenden Gewerbebetrieben stehen und nicht mehr als insgesamt 
200 m² Verkaufs- und Ausstellungsfläche haben.

1.2.8 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird für die Fläche 5 ein Sonstiges Sondergebiet i.S.d. § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung 
Bäckereifiliale festgesetzt. Zulässig sind:

1.2.8.1 Eine Bäckereifiliale mit Café und einer Verkaufsfläche von max. 150 m².

1.2.8.2 Terrasse mit Außenbestuhlung.

1.2.8.3 Stellplätze mit Zufahrten.

1.2.8.4 Nebenanlagen (z.B. Werbeanlagen, Fahnenmaste, Trafostation, etc.), nur außerhalb der Bauverbotszone.

1.3 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m § 18 BauNVO)

1.3.1 Die maximale Höhe der Gebäudeoberkante wird gemäß der Nutzungsschablone festgesetzt. Als unterer Bezugspunkt wird die Oberkante 
Erdgeschoss Rohfußboden (OK EG RFB) festgesetzt. Der obere Bezugspunkt für die maximal zulässige Gebäudeoberkante ist die 
Oberkante der Dachhaut am höchsten Punkt des Gebäudes und entspricht bei Flachdächern der Oberkante Attika des obersten 
Geschosses.

1.3.2 Die Zulässigkeit von Gewerbekaminen und über die Oberkante der Gebäude hinausreichender untergeordneter technischer Aufbauten zur 
Unterbringung von maschinentechnischen Anlagen für die Gebäude in den Flächen mit der lfd. Nr. 1 bis 5 bleibt von der Höhenbegrenzung 
unberührt. Werbeanlagen am Gebäude dürfen die Oberkante der Gebäude nicht überschreiten.

1.3.3 Auf der westlichen Grundstücksgrenze zum Flurstück 646 ist laut Darstellung auf der Plankarte die Errichtung einer 3,0 m hohen 
Sichtschutzwand zulässig. Der untere Bezugspunkt ist das bis zu 179m NHN aufzufüllende Gelände.

1.4 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 20 Abs.3 BauNVO)

1.4.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 20 Nr. 3 BauNVO gilt bei der Ermittlung der Geschossfläche, dass die Flächen von 
Aufenthaltsräumen in Geschossen, die keine Vollgeschosse i.S.d. Hessischen Bauordnung (HBO) sind, einschließlich der zu ihnen 
gehörenden Treppenräume und einschließlich ihrer Umfassungswände mitzurechnen sind.

1.5 Zulässigkeit von Garagen und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. § 23 Abs. 5 BauNVO)

1.5.1 Garagen und Carports im Bereich der Flächen mit der Nutzungsziffer 1 und 2 sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig. Bei Stellplätzen, Garagen und Carports in den Bereichen der Nutzungsziffer 1 bis 4 ist ein Abstand von mind. 4,0 m zur 
erschließenden Verkehrsfläche einzuhalten.

1.5.2 Stellplätze und ihre Zufahrten und Nebenanlagen sind innerhalb der überbaubaren und nicht-überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

1.6 Höhenfestsetzung für gekennzeichnete Flächen (Aufschüttungen/Geländeveränderungen gemäß § 9 Abs.1 Nr. 17 i.V.m.                     
§ 9 Abs.3 BauGB)

1.6.1 Auf der in der Plankarte durch Umgrenzung gekennzeichneten Fläche für Aufschüttungen wird die Höhenlage der neu zu gestaltenden 
Geländeoberfläche (Baugrundstücke und Verkehrsflächen) gemäß § 9 Abs. 3 BauGB auf maximal 179,00 m NHN festgesetzt. Höhere 
Aufschüttungen und Auffüllungen zur Vorbereitung der Baugrundstücke und der Erschließungsstraßen sind unzulässig.

1.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
(Eingriffsminimierung):

1.7.1 Garagenzufahrten, Pkw-Stellplätze, Hofflächen und Gehwege sind bei Neuanlage beispielsweise mit Schotterrasen, Kies, Rasengittersteinen,
weitfugigem Pflaster oder versickerungsfähiges Pflaster, also in wasserdurchlässiger Bauweise zu befestigen, soweit kein Schadstoffeintrag 
in das Grundwasser zu befürchten ist. Das auf diesen Flächen anfallende Niederschlagswasser ist in angelegten Rigolen und 
Versickerungsmulden auf den Grundstücksfreiflächen zu zuführen. Das auf Terrassen anfallende Niederschlagswasser ist seitlich zu 
versickern. Ausnahmsweise kann im begründeten Einzelfall (Betriebssicherheit, Belastungsfähigkeit, boden- und wasserschutzrechtliche 
Bestimmungen) hiervon abgesehen werden.

1.7.2 Je 5 Stellplätze ist mindestens 1 standortgerechter Laubbaum 2. Ordnung im Bereich der Parkplatzflächen zu pflanzen und dauerhaft zu 
unterhalten. Siehe Artenliste 4.1.

1.7.3 Wasserdichte oder nicht durchwurzelbare Materialien (Folie, Kunstrasen oder Vlies) sind zur Freiflächengestaltung unzulässig.

1.7.4 Zur Vermeidung von Beeinträchtigungen nachtaktiver Insekten sind für die Außenbeleuchtung ausschließlich Leuchtmittel                                 
(z. B. LED-Technik) mit einer Farbtemperatur von maximal 3.000 Kelvin (warmweiße Lichtfarbe) zusammen mit vollständig gekapselten 
Leuchtengehäusen, die kein Licht nach oben emittieren, zu verwenden. (Hinweis: Die Lichtquellen dürfen keine Beleuchtung der östlich 
angrenzenden Grünstrukturen bewirken).

1.7.5 Bei großflächigen transparenten Glasflächen, der Verwendung von stark reflektierenden Glastypen oder transparenten Brüstungen, jeweils       
≥ 5 m², sind geeignete Maßnahmen (z.B. Verwendung von Strukturglas, nach dem jeweiligen Stand der Wissenschaft) zur Vermeidung einer 
Gefährdung für Vögel (z.B. Vogelschlag) zu treffen.

1.7.6 Im Bereich (Nutzungsziffer 1) südlich der Treiser Straße vorkommende Zauneidechsen sind unter ökologischer Baubegleitung durch die 
Anlage einer 10 m breiten vegetationsfreien Schwarzbrache mittels Pflügen und Mulchen, der Rodung von Gehölzen und die Errichtung 
eines Reptilienschutzzaunes aus dem Eingriffsbereich zu vergrämen (s. Umweltbericht).

1.8 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
(Ausgleich/Kompensation):

1.8.1 Plankarte 2

Flur 10, Flst.7/4, Gemarkung Treis.

Entwicklungsziel: Feuchtgrünland

Maßnahmen: Auf der Fläche sind vorzugsweise durch die Anlage von Flutmulden auf mindestens 1.800 m² Feuchtstandorte zu schaffen. 
Anschließend ist die gesamte Fläche als ein- bis zweischüriges Grünland zu bewirtschaften. Das Schnittgut ist abzutransportieren, eine 
Düngung mit Gülle oder synthetischen Düngemitteln ist unzulässig. Alternativ zur Mähnutzung ist eine extensive Beweidung mit Schafen 
oder Rindern zulässig; falls erforderlich kann eine Nachmahd vorgenommen werden. (Pflegehinweise, keine Festsetzung: Die erste Mahd 
muss zwischen dem 15.05. und 15.06. und die zweite Mahd ab dem 01.09. erfolgen. Saumstrukturen und besonders nährstoffarme 
Feuchtwiesenbereiche sind ausschließlich einmal jährlich ab dem 15.09. zu mähen).

1.8.2 Plankarte 3

1.8.2.1 Flur 6, Flst.71tlw., Gemarkung Mainzlar

Entwicklungsziel: Naturnahe Waldentwicklung

Maßnahmen: Auf der Fläche sind standortfremde Bäume wie bspw. Douglasie (Pseudotsuga menziesii) herauszunehmen und die Fläche ist 
der natürlichen Waldentwicklung zu überlassen. Die auf der Fläche vorhandenen ehemaligen Verbissschutze aus Draht und sonstige Abfälle 
sind zu beseitigen.

1.8.2.2 Flur 6, Flst.71tlw., Gemarkung Mainzlar

Entwicklungsziel: Magergrünland mit Reptilienhabitaten

Maßnahmen: Die Fläche ist zu entbuschen und extensiv zu beweiden. Zudem sind auf 5-10% der Fläche Reptilienhabitate anzulegen 
(Totholzhaufen, Steinschüttungen und Sandlinsen).

1.8.2.3 Flur 6, Flst.71tlw., Gemarkung Mainzlar

Entwicklungsziel: Extensivgrünland mit Streuobst

Maßnahmen: Die Fläche ist extensiv zu beweiden. Zudem sind an der südöstlichen Kante zum Feldweg 10 Obstbäume in zwei Reihen à 5 
Bäume zu pflanzen. Die Bäume sind in einem Abstand von jeweils 8 - 12 m zu pflanzen. Sollte die südöstliche Kante nicht ausreichen, ist die 
Baumreihe an der westlichen Seite an der Grenze zur Ackerfläche fortzuführen. Hierbei ist ein Abstand zum Ackerrand von 4 m zu beachten. 
Zudem sind als Ersatzhabitat für den Gartenrotschwanz insgesamt 5 Nistkästen anzubringen. Diese sind verteilt an den Gebüschstrukturen 
in den Reptilienhabitaten, am Waldrand und an den neu gepflanzten Obstbäumen anzubringen.

1.8.2.4 Flur 6, Flst.67 tlw., Gemarkung Mainzlar

Entwicklungsziel: Artenreiche Saumstruktur

Maßnahmen: Die Fläche ist im Bereich des Geländeeinschnitts der ehemaligen Bahntrasse alle 2-5 Jahre zu entbuschen.

1.8.2.5 Flur 6, Flst.67 tlw., Gemarkung Mainzlar

Entwicklungsziel: Blühstreifen für Feldvögel

Maßnahmen: Auf der Fläche ist ein Blühstreifen mit einer Standzeit von drei bis fünf Jahren anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Der 
Blühstreifen ist mit einer mehrjährigen Saatgutmischung aus gebietseigenen Wildpflanzen anzulegen. Ein Einsatz von Düngemitteln, 
Herbiziden, Insektiziden und Fungiziden ist nicht zulässig.

1.8.2.6 Flur 6, Flst.57 und 56), Gemarkung Mainzlar

Entwicklungsziel: Halboffene Weidelandschaft

Maßnahmen: Die Fläche ist in Teilbereichen zu entbuschen und zur Neophytenbekämpfung manuell zu pflegen. Anschließend ist die Fläche 
vorzugsweise mit Schafen extensiv zu beweiden.

1.8.3 Plankarte 4

1.8.3.1 Flur 8, Flst.77, Gemarkung Mainzlar

Entwicklungsziel: Extensivgrünland

Maßnahmen: Die Fläche ist im ersten Jahr dreimal zu mähen und das Schnittgut abzutransportieren. Anschließend ist die Fläche 
vorzugsweise mit Schafen extensiv zu beweiden.

1.8.4 Plankarte 5

1.8.4.1 Flur 18, Flst.191, Gemarkung Treis

Entwicklungsziel: Extensivgrünland

Maßnahmen: Die Fläche ist als ein- bis zweischüriges Grünland zu bewirtschaften. Das Schnittgut ist abzutransportieren, eine Düngung mit 
Gülle oder synthetischen Düngemitteln ist unzulässig. Alternativ zur Mähnutzung ist eine extensive Beweidung mit Schafen oder Rindern 
zulässig; falls erforderlich kann eine Nachmahd vorgenommen werden. (Pflegehinweise, keine Festsetzung: Die erste Mahd muss zwischen 
dem 15.05. und 15.06. und die zweite Mahd ab dem 01.09. erfolgen. Saumstrukturen und besonders nährstoffarme Feuchtwiesenbereiche 
sind ausschließlich einmal jährlich ab dem 15.09. zu mähen).

1.9 Bauliche und sonstige technische Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus 
erneuerbaren Energien (§9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB i.V.m. § 9 Abs.1 Nr. 25a BauGB)

1.9.1 Je Hauptgebäude und Dachneigungen unter 10° sind die Dächer extensiv zu begrünen und/oder mit Solar- und Photovoltaikanlagen zu 
nutzen. Es gilt bei Nichtbegrünung auf mindestens 40% der Dachflächen eine Photovoltaik- und / oder Solarthermieanlage zu installieren.

1.10 Immissionsschutz (§9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs.4 BauNVO § 9 Abs.1 Nr. 24 BauGB)

1.10.1 Gemäß § 9 Abs.1 Nr.1 BauGB i.V.m. § 9 Abs.1 Nr.24 BauGB und § 1 Abs.4 BauNVO gelten für Flächen für besondere Anlagen und 
Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen und sonstigen Gefahren i.S. des BImSchG folgende Festsetzungen:

Im Bereich des Baufensters mit der Nutzungsziffer 3 ist auf der Westfassade (Stirnseite) die Einrichtung von öffenbaren Fenstern bei 
schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ (wie Schlafräume, Kinderzimmer und Wohnräume) nicht 
zulässig.

Im Bereich des Baufensters mit der Nutzungsziffer 3 ist auf der Südseite eine seitlich angebrachte Verglasung an den Balkonen zur 
Abminderungen der Geräuschbelastung bei schutzbedürftigen Räumen im Sinne der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ (wie Schlafräume, 
Kinderzimmer und Wohnräume) zu installieren.

1.10.2 Flächenbezogene Schalleistungspegel für das Baufenster 4 und 5: Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen) deren Geräusche die in 
der Tabelle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 zur Tageszeit (6.00 Uhr - 22.00 Uhr) und zur Nachtzeit                    
(22.00 Uhr - 6.00 Uhr) nicht überschreiten. Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5.

Teilfläche (TF) 4 GE LEK,tags = 60 dB LEK, nachts = westlich 43 dB / östlich 48 dB

Teilfläche (TF) 5, SO LEK,tags = 60 dB LEK, nachts = 52 dB

1.11 Anpflanzen und Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und Nr. 25b BauGB)

1.11.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB gilt: Je Symbol (Anpflanzung) ist ein klimaresilienter Laubbaum zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die 
vorgegebenen Pflanzstandorte können um bis zu 5m verschoben werden.

1.11.2 Bei den vorhandenen und neu anzupflanzenden Gehölzen sind diese bei Abgängigkeit nachzupflanzen.

1.12 Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern im Bereich des Straßenkörpers (§ 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

1.12.1 Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB gilt für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern im Bereich des Straßenkörpers: Von der 
Straßenseite aus sind Böschungen als Abgrabungen oder Aufschüttungen auf dem Grundstück zu dulden, soweit sie zur Herstellung des 
Straßenkörpers erforderlich sind.

1.12.2 Die Zulässigkeit von Stützmauern auf den übrigen Grundstücksbereichen richtet sich nach den Vorgaben der Hessischen Bauordnung 
(HBO). Stützmauern und Gabionen sind dauerhaft mit Kletterpflanzen (siehe Artenliste 4.1) zu begrünen. Die Verkleidung von Stützmauern 
durch vorgesetzte Trockenmauern ist zulässig.

1.13 Art der baulichen Nutzung / zulässige Vorhaben / Durchführungsvertrag

1.13.1 Gemäß § 9 Abs.1 Nr. 1 i.V.m. § 12 Abs. 3a BauGB und § 9 Abs. 2 BauGB sind innerhalb des Plangebietes in den Nutzungsziffern 1-5 nur 
solche Vorhaben zulässig, die unter den Festsetzungen 1.2.1 bis 1.2.8. festgesetzt sind und zu denen sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften

(Integrierte Orts- und Gestaltungsatzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs. 1 und 3 HBO)

2.1 Dachgestaltung

2.1.1 Zulässig sind bei Wohnhäusern und Büro- und Geschäftsgebäuden Satteldächer, Pultdächer sowie Walmdächer mit einer zulässigen 
Dachneigung von 11° bis 48° oder Flachdächer mit einer Neigung bis zu einschl. 10°. Bei Gewerbehallen und Gewerbebetrieben gelten die 
gleichen Dachformen, allerdings ist die zulässige Dachneigung mit 11° bis 20° definiert oder Flachdächer mit einer Neigung bis zu einschl. 
10° zulässig.

2.1.2 Dächer mit einer Dachneigung von unter einschl. 10° (Flachdächer) sind jeweils zu einem Anteil von mind. 60% in extensiver Form mit einer 
Sedum-Kraut-Begrünung zu versehen. Dachflächen, die für die Gewinnung solarer Strahlungsenergie herangezogen werden, sind hiervon 
ausgenommen, können aber auch kombiniert werden.

2.1.3 Bei Garagen, überdachten PKW-Stellplätzen und Nebenanlagen i.S.v. §§ 12 und 14 BauNVO sowie bei untergeordneten Nebendächern sind 
abweichende Dachneigungen und -formen zulässig. Flachdächer bis einschl. 10° Dachneigung sind zu begrünen, siehe 2.1.2.

2.2 Dacheindeckung

Zur Dacheindeckung sind nicht spiegelnde oder reflektierende Materialien in dunklen (anthrazit, schwarz, grau), hellen (weiß, grau) und roten 
Farbtönen (braun, ziegelrot, dunkelrot) sowie dauerhafte Begrünungen zulässig. Anlagen zur aktiven Nutzung von Solarenergie oder 
Photovoltaik sind ausdrücklich zulässig.

2.3 Werbeanlagen (§ 9 Abs.4 BauGB i.V.m. § 91 Abs.1 Nr.2 HBO)

2.3.1 Werbeanlagen (z.B. Pylone) sind nur am Ort der Leistung zulässig. Sie dürfen die Traufhöhe der Gebäude, an denen sie angebracht sind, 
nicht überragen. Werbung auf den Dachflächen ist nicht zulässig. Bei Werbung auf freistehenden Schildern darf die einzelne Werbefläche 
eine Größe von 10m² und eine Gesamthöhe von 6m über dem natürlichen Gelände nicht überschreiten.

2.3.2 Folgende Werbeanlagen sind nicht zulässig:

- Werbeanlagen mit greller Farbgebung oder reflektierenden Materialien

- Werbung mit Blink- und Wechselbeleuchtung

- Werbung an sich verändernden oder bewegenden Konstruktionen

2.4 Gestaltung von Einfriedungen (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 91 Abs.1 Nr. 3 HBO)

2.4.1 Es sind Laubstrauchhecken und offene Einfriedungen (bspw. Holzlatten in senkrechter Ausrichtung) in Verbindung mit einer Begrünung zu 
mind. 70% durch standortgerechte Laubstrauchhecken oder Kletterpflanzen (siehe Artenliste) mit einer Höhe von max. 2,00 m zulässig. Ein 
Mindestbodenabstand von 0,15 m ist einzuhalten.

2.4.2 Mauern, Beton- und Mauersockel sind unzulässig. Köcher- oder Punktfundamente für Zaunelemente sind zulässig.

2.5 Gestaltung der Grundstücksfreiflächen (§ 9 Abs.4 BauGB i.V.m. § 91 Abs.1 Nr. 5 HBO)

2.5.1 100 % der Grundstücksfreiflächen (= nicht überbaubare Grundstücksfläche laut GRZ inkl. GRZ II) sind als Garten, Pflanzbeet oder natürliche 
Grünfläche anzulegen. Davon sind mindestens 30% mit einheimischen, standortgerechten Laubgehölzen und Bäumen zu bepflanzen. Es gilt 
ein Laubbaum je 20 m², ein Strauch je 4 m² Grundstücksfläche (siehe Artenliste). Die nach den bauplanungsrechtlichen Festsetzungen zu 
pflanzenden Bäume sowie die bestehenden Bäume können bei Erhalt zur Anrechnung gebracht werden.

Blühende Ziersträucher und Arten alter Bauerngärten können als Einzelpflanzen eingestreut werden. Bei Abgang sind gleichwertige 
Ersatzpflanzungen vorzunehmen. Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hess. Nachbarrechtgesetz wird verwiesen.

2.5.2 Stein-, Kies-, Split- und Schotterschüttungen sind unzulässig. Davon ausgenommen ist der Spritzwasserschutz an Gebäuden. Dem 
Spritzwasserschutz dienen Hausumrandungen entsprechend dem jeweiligen Dachüberstand.

3 Wasserrechtliche Festsetzungen
(Satzung gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 37 Abs. 4 Satz 2 und 3 HWG)

Für die Bereiche mit der Nutzungsziffer 1-4 gilt: Niederschlagswasser nicht begrünter Dachflächen ist je Grundstück in einer Zisterne 
aufzufangen und als Brauchwasser (z.B. für die Gartenbewässerung, WC-Spülung) zu nutzen.

4 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen gemäß § 9 Abs. 6 BauGB

4.1 Artenauswahl

Artenliste 1 (Bäume):

Acer campestre - Feldahorn Obstbäume:

Acer platanoides - Spitzahorn Malus domestica - Apfel

Acer pseudoplatanus - Bergahorn Prunus avium - Kulturkirsche

Carpinus betulus - Hainbuche Prunus cerasus - Sauerkirsche

Fraxinus excelsior - Esche Prunus div. spec. - Kirsche, Pflaume

Prunus avium - Vogelkirsche Pyrus communis - Birne

Prunus padus - Traubenkirsche Pyrus pyraster - Wildbirne

Quercus petraea - Traubeneiche Quercus robur - Stieleiche

Sorbus aria/intermedia - Mehlbeere Sorbus aucuparia - Eberesche

Tilia cordata - Winterlinde Tilia platyphyllos - Sommerlinde

Verwiesen wird auch auf die aktuelle GALK Straßenbaumliste „Zukunftsbäume für die Stadt.”

Artenliste 2 (Sträucher):

Amelanchier ovalis - Gemeine Felsenbirne Malus sylvestris - Wildapfel

Buxus sempervirens - Buchsbaum Rhamnus cathartica - Kreuzdorn

Cornus sanguinea - Roter Hartriegel Ribes div. spec. - Beerensträucher

Corylus avellana - Hasel Rosa canina - Hundsrose

Euonymus europaea - Pfaffenhütchen Salix caprea - Salweide

Frangula alnus - Faulbaum Salix purpurea - Purpurweide

Genista tinctoria - Färberginster Sambucus nigra - Schwarzer Holunder

Ligustrum vulgare - Liguster Viburnum lantana - Wolliger Schneeball

Lonicera xylosteum - Heckenkirsche Viburnum opulus - Gemeiner Schneeball

Lonicera caerulea - Heckenkirsche

Artenliste 3 (Ziersträucher und Kleinbäume):

Amelanchier div. spec. - Felsenbirne Lonicera caprifolium - Gartengeißblatt

Calluna vulgaris - Heidekraut Lonicera nigra - Heckenkirsche

Chaenomeles div. spec. - Zierquitte Lonicera periclymenum - Waldgeißblatt

Cornus florida - Blumenhartriegel Magnolia div. spec. - Magnolie

Cornus mas - Kornelkirsche Malus div. spec. - Zierapfel

Deutzia div. spec. - Deutzie Philadelphus div. spec. - Falscher Jasmin

Forsythia x intermedia - Forsythie Rosa div. spec. - Rosen

Hamamelis mollis - Zaubernuss Spiraea div. spec. - Spiere

Hydrangea macrophylla - Hortensie Weigela div. spec. - Weigelia

Artenliste 4 (Kletterpflanzen):

Aristolochia macrophylla - Pfeifenwinde Lonicera spec. - Heckenkirsche

Clematis vitalba - Wald-Rebe Parthenocissus tricusp. - Wilder Wein

Hedera helix - Efeu Polygonum aubertii - Knöterich

Hydrangea petiolaris - Kletter-Hortensie Wisteria sinensis - Blauregen

Auf die Grenzabstände für Pflanzungen gemäß §§ 38-40 Hessisches Nachbarrechtsgesetz wird hingewiesen.

4.2 Stellplatzsatzung

Es gilt die zum Zeitpunkt des Bauantrages gültige Stellplatzsatzung der Stadt Staufenberg.

4.3 Deutsche Telekom AG

Im Planbereich befinden sich teilweise hochwertige Telekommunikationslinien der Telekom. (v.a. im Norden im Bereich der Treiser Straße). 
Weitere Hinweise hierzu siehe in der Begründung.

4.4 Mittelhessen Netz GmbH

Im Planbereich befinden sich Strom- und Gasversorgungsleitungen der Mittelhessen Netz GmbH (v.a. im Norden im Bereich der Treiser 
Straße). Weitere Hinweise hierzu siehe in der Begründung.

4.5 Hessen Mobil

Zu genehmigungs- und anzeigepflichtigen baulichen Anlagen innerhalb der Baubeschränkungszone ist die Zustimmung von Hessen Mobil 
einzuholen, in allen anderen Fällen eine Genehmigung von Hessen Mobil zu beantragen.

4.6 Denkmalschutz

Wenn bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt werden, so ist dies gemäß § 21 HDSchG dem Landesamt für Denkmalpflege Hessen         
(Abt. Archäologische Denkmalpflege) oder der unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind 
gem. § 21 Abs. 3 HDSchG bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor 
Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu schützen.

4.7 RP Gießen Dez. 41.1 (Grundwasser, Wasserversorgung, Wasserbuch)

Sofern für das Vorhaben eine Grundwassererhaltung erforderlich wird, oder durch Tiefbauarbeiten ein Aufstauen, Absenken und Umleiten 
des Grundwassers bewirkt wird, ist hierfür ggfls. eine wasserrechtliche Erlaubnis durch die zuständige Wasserbehörde erforderlich.

Sofern im Rahmen der Verwirklichung des Planes Erdaufschlüsse hergestellt werden, die sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, 
die Höhe oder Beschaffenheit des Grundwassers auswirken können, ist die Anzeigepflicht nach § 49 Abs.1 WHG zu beachten.

Sofern im Rahmen der Verwirklichung des Planes Grundwasser unbeabsichtigt erschlossen wird, ist dies der zuständigen Behörde gemäß       
§ 49 Abs.2 WHG unverzüglich anzuzeigen.

4.8 RP Gießen Dez. 41.4 (Vorsorgender Bodenschutz)

Eine Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) als Vermeidungs- und Minderungsmaßnahme wird empfohlen, weitere Hinweise siehe 
Begründung.

Es wird auf die Beachtung des § 202 BauGB (Schutz des Mutterbodens) hingewiesen.

Die materiellen Anforderungen an das Auf- und Einbringen vom Bodenmaterial sind in den §§ 6-8 BBodSchV enthalten und von der 
zuständigen Bodenschutzbehörde festzulegen und zu überwachen.

4.9 Erneuerbare Energien

Auf das Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden 
(Gebäudeenergiegesetz - GEG) und die hierin enthaltenen Vorgaben für einen möglichst sparsamen Einsatz von Energie in Gebäuden 
einschließlich einer zunehmenden Nutzung erneuerbarer Energien zur Erzeugung von Wärme, Kälte und Strom für den Gebäudebetrieb wird 
hingewiesen. Es gilt jeweils die zum Zeitpunkt der Bauantragstellung wirksame Fassung.

4.10 Verwertung von Niederschlagswasser

4.10.1 Gemäß § 55 Abs. 2 Satz 1 WHG: Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne 
Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche 
Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

4.10.2 Gemäß § 37 Abs. 4 Satz 1 HWG: Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, verwertet werden, 
wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenstehen.

4.11 Artenschutzrechtliche Vorgaben und Hinweise (Allgemein)

4.11.1 Von einer Rodung von Bäumen und Gehölzen ist während der Brutzeit (Beginn der Brutzeit vom 1. März bis zum Ende der Brutzeit am         
30. September) gemäß § 39 BNatSchG abzusehen. Sofern Rodungen in diesem Zeitraum notwendig werden, sind die betroffenen Bereiche 
zeitnah vor Beginn der Maßnahme durch einen Fachgutachter auf aktuelle Brutvorkommen zu kontrollieren. Außerhalb der Brut- und Setzzeit 
sind Baumhöhlen vor Beginn von Rodungsarbeiten von einem Fachgutachter auf überwinternde Arten zu überprüfen.

4.11.2 Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der 
Zerstörung oder Beschädigung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 Nr. 13 und      
14 BNatSchG) sind die folgenden Punkte zu beachten:

a.Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten geschützter Vogelarten führen können, sind außerhalb 
der Zeit von 01.03. bis 30.09. durchzuführen.

b.Bestandsgebäude sind ganzjährig unmittelbar vor Durchführung von Bau-, Änderungs- und Abrissmaßnahmen durch eine qualifizierte 
Person daraufhin zu kontrollieren, ob geschützte Tierarten anwesend sind.

c.Bau-, Änderungs- und Abrissarbeiten sind generell außerhalb der Wochenstubenzeit von Fledermäusen (01.05. bis 31.07.) 
durchzuführen und durch eine qualifizierte Person zu begleiten.

d.Höhlenbäume sind ganzjährig unmittelbar vor der Rodung / dem Gehölzrückschnitt durch einen Fachgutachter auf das Vorhandensein 
von geschützten Tierarten zu überprüfen.

e.Gehölzrückschnitte und -rodungen sind außerhalb des Zeitraums von 01.03. bis 30.09. durchzuführen.

Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbehörde vorab zu informieren. Werden Verbotstatbestände nach                        
§ 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren 
Naturschutzbehörde zu beantragen.

4.12 Immissionsschutz

4.12.1 Die der Planung zu Grunde gelegten DIN-Vorschriften können bei der Stadtverwaltung Staufenberg während der Dienststunden eingesehen 
werden.
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